
BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG 
 
 
 
Der Rat der Gemeinde Dahlem hat in seiner Sitzung am 20. Dezember 2023 die 7. Ände-
rungssatzung zur Hundesteuersatzung der Gemeinde Dahlem beschlossen, 

 

die hiermit bekannt gemacht wird. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
weise ich darauf hin, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen Satzungen nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 20.12.2023 
übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung über die öffentliche Be-
kanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) 
vom 26. August 1999 in der zurzeit geltenden Fassung verfahren worden ist. 
 
 
 
 

53949 Dahlem, den 21. Dezember 2023  
 

Der Bürgermeister 
 

gez. 
Jan Lembach 

 



 
 

7. Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung 

der Gemeinde Dahlem 

 

vom 21. Dezember 2023 
 
 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV.NRW. S. 490) und der §§ 1, 3 und 20 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV 
NRW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. April 2023 (GV.NRW. 
S. 233), hat der Rat der Gemeinde Dahlem in seiner Sitzung am 20. Dezember 2023 folgen-
de 7. Änderungssatzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
 
 
§ 1 (Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung) Abs. (2) Satz 2 erhält folgende Neufassung: 
 
Hundehalter ist, wer einen oder mehrere Hunde im eigenen Interesse oder im Interesse sei-
nes Haushaltsangehörigen in seinem Haushalt aufgenommen hat.    
 
 
 

§ 2 
 
 
§ 2 (Steuermaßstab und Steuersatz) Abs. (1), (2), (3) werden neu gefasst, die nachfolgen-
den Abs. (3) bis (6) werden neu nummeriert in (4) bis (7). Die neu nummerierten Abs. (4b) 
und (5) bis (7) erhalten folgende Neufassung:     
 

(1)  Die Steuer (Kategorie 1) beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter oder mehre-
ren Personen gemeinsam 

 
nur ein Hund gehalten wird  75,00 €, 
 
zwei Hunde gehalten werden  165,00 € + 75,00 € für den 1. Hund, 
 
drei oder mehr Hunde gehalten werden  250,00 € für den 3. Hund und jeden wei-
teren  Hund + 240,00 € für den 1. und 2. Hund. 

 
 
(2)  Abweichend von Abs. 1 beträgt die Steuer (Kategorie 2) jährlich für das Halten ge-

fährlicher Hunde oder Hunde bestimmter Rassen ab einem Alter von 6 Monaten, 
wenn 

 
nur ein Hund gehalten wird  660,00 €, 

 
 



zwei Hunde gehalten werden  910,00 € + 660,00 € für den 1. Hund, 
 

drei oder mehr Hunde gehalten werden  920,00 € für den 3. Hund und jeden 
weiteren  Hund + 1.570,00 € für den 1. und 2. 
Hund. 
 
Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 3 gewährt wird, werden bei der Berechnung 
der Anzahl der Hunde nicht berücksichtigt; Hunde, für die eine Steuerermäßigung 
nach § 4 gewährt wird, werden mitgezählt. 
 

 
(3)  Bei der Bemessung des Steuersatzes sind die Kategorien 1 und 2 hinsichtlich der 

Anzahl der Hunde getrennt voneinander zu betrachten.  
 
 
(4)  Gefährliche Hunde sind  

 
b) entsprechend § 3 Abs. 2 Landeshundegesetz Hunde der Rassen Pittbull Ter-

rier, American Staffordshire Terrier, Staffordshire Bullterrier und Bullterrier und 
deren Kreuzungen untereinander sowie deren Kreuzungen mit anderen Hun-
den.  

 
 

(5)  Hunde bestimmter Rassen sind entsprechend § 10 Abs. 1 Landeshundegesetz 
Hunde der Rassen Alano, American Bulldog, Bullmastiff, Mastiff, Mastino Espanol, 
Mastino Napoletano, Fila Brasileiro, Dogo Argentino, Rottweiler und Tosa Inu sowie 
deren Kreuzungen untereinander und deren Kreuzungen mit anderen Hunden.  

 
 

(6)  Soweit für Hunde nach Abs. 4 und 5 eine Befreiung nach § 5 Abs. 3 Landeshunde-
gesetz zugelassen wird, kann auf Antrag ab dem ersten auf die Antragstellung fol-
genden Monats die Festsetzung der Steuer mit dem Steuersatz nach Abs. 1 erfol-
gen. 

 
 

(7)  Für gefährliche Hunde nach Abs. 4 und 5 finden die §§ 3 (Steuerbefreiung) und 4 
(Allgemeine Steuerermäßigung) keine Anwendung.   

 
 
 

§ 3 

 
 
Bei § 4 (Allgemeine Steuerermäßigung) Abs. (1) wird der Buchstaben c) neu eingefügt, der 
Abs. (2) wird neu gefasst und Abs. (3) entfällt:  
 

c) Hunde die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von dem 
nächsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt lie-
gen, erforderlich sind. 

 
(2)  Werden mehrere Ermäßigungstatbestände nebeneinander erfüllt, kann die Steuer-

ermäßigung nach den Buchstaben a) bis c) nur einmal berücksichtigt werden.   
 
 
 



§ 4 
 
 
Bei § 7 (Festsetzung und Fälligkeit der Steuer) wird Abs. 3 wie folgt geändert: 
 
(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde/Stadt der Bundesrepublik versteuerten Hund er-

wirbt oder mit einem solchen Hund zuzieht oder wer an Stelle eines abgeschafften, ab-
handen gekommenen oder eingegangenen Hundes einen neuen Hund erwirbt, kann die 
Anrechnung der nachweislich bereits entrichteten, nicht erstatteten Steuer auf die für 
den gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer verlangen. 

 
 
 

§ 5 
 

 
Bei § 9 (Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen) wird Abs. 2 neu gefasst: 
 
(2) Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser Satzung gilt das Verwaltungsvollstreckungs-

gesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVG NW) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 19.02.2003 (GV. NRW. 2003 S. 24) in seiner jeweils gültigen Fassung. 

 
 
 

§ 6 
 
 
Bei § 10 (Ordnungswidrigkeiten) werden Satz 1 sowie die Nummern 2, 5 und 6 wie folgt neu 
gefasst: 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetztes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. April 2023 (GV. NRW. S. 233), handelt wer 
vorsätzlich oder leichtfertig 
 
 
2. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig oder unter 

fehlender oder falscher Angabe der Hunderasse anmeldet. 
 
5. als Grundstückseigentümer, Haushaltsvorstand oder deren Stellvertreter sowie als Hun-

dehalter entgegen § 8 Abs. 4 nicht wahrheitsgemäß Auskunft erteilt.  
 
6. als Grundstückseigentümer, Haushaltsvorstand oder deren Stellvertreter entgegen § 8 

Abs. 5 die vom Steueramt übersandten Nachweisungen nicht wahrheitsgemäß oder 
nicht fristgemäß ausfüllt.  

 
 
 

§ 7 
 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 


